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Vorwort 
Vorwort 
Vorwort 

Mit dem vorliegenden Werk soll praxisnah ein Überblick über die 
wichtigsten Problemkreise des sozialgerichtlichen Verfahrens gegeben 
werden. Da im sozialgerichtlichen Alltag jedoch häufig auch Fragen der 
Durchbrechung der Bestandskraft von Verwaltungsakten (Aufhebung 
von Verwaltungsakten), die Auswirkungen von formellen und materiellen 
Fehlern im Verwaltungsverfahren, deren Korrektur und auch der sozial-
rechtliche Herstellungsanspruch eine wichtige Rolle spielen, werden zu-
nächst auch diese Problemkreise dargestellt. Im Rahmen der Darstellung 
hat sich der Autor insbesondere an der Rechtsprechung des Bundesso-
zialgerichts orientiert.  

Um eine möglichst hohe Praxisnähe zu gewährleisten, wurden zahlrei-
che Formulierungshinweise für Anträge, Prüflisten, Schriftsatzmuster 
und Praxishinweise aufgenommen. Dabei wenden sich die Praxishinwei-
se nicht nur an Klägerbevollmächtigte, sondern auch an die Beklagten 
und nicht zuletzt an Sozialrichter.  

Mein besonderer Dank gilt meiner Frau für die laufende Unterstüt-
zung bei der Erstellung dieses Buchs. 
 
München im September 2016 Willi Johannes Kainz 
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